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Einladung zum Mitbericht  
Einfache Anfrage "Anpassungen im Personalrecht" 
 
 
Sehr geehrter Herr Regierungsrat Martin, lieber Urs 
 
Herzlichen Dank für die Einladung zum Mitbericht. Gerne nimmt personalthurgau in ob-
genannter Angelegenheit wie folgt Stellung: 
 
Einleitend wird darauf hingewiesen, dass darauf verzichtet wird, die einzelnen in der An-
frage erwähnten Bestimmungen isoliert dem Obligationenrecht (OR) gegenüberzustel-
len und daraus punktuelle Besserstellungen zu überprüfen bzw. zu bewerten. Ein solcher 
Vergleich greift zu kurz. 
 
Das OR regelt das privatrechtliche Arbeitsverhältnis und enthält Mindestbestimmungen. 
Die Regelungen der Besoldungsverordnung (BesVO) und der Rechtsstellungsverord-
nung (RSV) betreffen demgegenüber öffentlich-rechtliche Anstellungen. Diese unterlie-
gen dem Anspruch auf rechtliches Gehör, dem Gleichbehandlungsgebot sowie dem 
öffentlichen Interesse an einer funktionsfähigen Verwaltung. Es handelt sich um unter-
schiedliche Systeme, die nur beschränkt vergleichbar sind. 
 
Die Aussage, wonach die Mitarbeitenden der kantonalen Verwaltung im Vergleich zur 
Privatwirtschaft überdurchschnittliche Löhne beziehen, überzeugt nicht, zumal dies in 
der Lohnvergleichsstudie vom Jahre 2019 klar widerlegt wurde. Die in der Anfrage 
zitierte Studie vergleicht die Verwaltung mit der gesamten Privatwirtschaft. Diese 
besteht jedoch zu einem grossen Teil aus kleinen und mittleren Unternehmen (KMU's), 
die erfahrungsgemäss tiefere Löhne bezahlen. Genau diesen Punkt hat die 
Lohnvergleichsstudie des Kantons Thurgau aus dem Jahr 2019 aufgegriffen. Darin wird 



festgehalten, dass die kantonale Verwaltung aufgrund ihrer Grösse, ihrer Funktionen 
und der Qualifikationsanforderungen am ehesten mit grösseren privaten Arbeitgebern 
vergleichbar ist. Ein Vergleich mit KMU's führt deshalb zu einem verzerrten Ergebnis. 
Die Lohnvergleichsstudie zeigte, dass das Lohnniveau im Durchschnitt und teilweise 
sogar leicht darunter liegt. Der vermeintliche Lohnvorteil entsteht somit nicht durch 
tatsächlich höhere Löhne, sondern durch einen ungeeigneten Vergleich. 
 
Krankheit und Unfall 
In der Privatwirtschaft erfolgt die Lohnfortzahlung bei Krankheit und Unfall regelmässig 
über eine Krankentaggeldversicherung, welche üblicherweise je zur Hälfte von Arbeit-
gebenden und Arbeitnehmenden finanziert wird. Solche Versicherungen gewährleisten 
in den meisten Fällen eine Lohnfortzahlung von bis zu 730 Taggeldern in der Höhe von 
rund 80 % des Lohnes. Auch der Kanton garantiert einen Besoldungsanspruch bis maxi-
mal zwei Jahre, im ersten Jahr zu 100 % und anschliessend zu 80 % der Besoldung. Der 
Unterschied ist damit insgesamt gering. Daraus lässt sich keine relevante Besserstellung 
ableiten, wohl aber ein wesentlicher Beitrag im Sinne der Vorbildfunktion des Kantons 
als Arbeitgeber. 
 
Ferien, Ferienkauf und Urlaub 
Die Ferienkaufsregelung stellt keine eigentliche Besserstellung dar, da Mitarbeitende zu 
Gunsten von mehr Freizeit auf einen Teil ihres Lohnes verzichten. Ferienkauf ist in der Pri-
vatwirtschaft weit verbreitet und wird häufig zu günstigeren Konditionen angeboten. 
Auch bezahlte Urlaube sind in der Privatwirtschaft vielfach grosszügiger geregelt. 
 
Besoldungsnachgenuss 
Die Regelung entspricht funktional dem im Privatrecht bekannten Absicherungsmecha-
nismus. Auch hier ist keine relevante Besserstellung für die Kantonsangestellten vorgese-
hen. 
 
Mitwirkungsrechte und Rechtsschutz 
Diese ergeben sich teilweise aus dem öffentlich-rechtlichen Charakter des Dienstver-
hältnisses. Der Anspruch auf rechtliches Gehör ist keine Zusatzleistung, sondern rechts-
staatlich zwingend. Im Hinblick auf die Mitwirkungsrechte verfügen viele grössere Unter-
nehmen der Privatwirtschaft über Personalkommissionen bzw. vergleichbare Mitwir-
kungsstrukturen. 
 
Das Personal hat bereits im Rahmen früherer Sparmassnahmen des Kantons (LÜP, 
HG2020) wiederholt grosse Beiträge geleistet. Gleichzeitig verfügt der Kanton Thurgau 
anerkanntermassen über eine der schlanksten Verwaltungen der Schweiz. 
Es ist zu befürchten, dass weitere pauschale Verschlechterungen der Anstellungsbedin-
gungen zu Fluktuation, erhöhtem Rekrutierungsaufwand und vermehrter externer Leis-
tungserbringung führen dürften. Einsparungen würden dadurch relativiert, wenn nicht 
weitgehend aufgehoben. 
 
Die Unterschiede zwischen OR und kantonalem Personalrecht sind systembedingt. Die 
Regelungen der BesVO und RSV stellen keine sachlich unbegründeten Sondervorteile 
dar, sondern ergeben sich aus der öffentlich-rechtlichen Ausgestaltung des Dienstver-
hältnisses sowie der Funktionsfähigkeit der Verwaltung. Das Privatrecht beruht auf Ver-
trags- und Kündigungsfreiheit. Das öffentlich-rechtliche Arbeitsverhältnis dagegen auf 
Gesetzesbindung und Willkürverbot. Werden Schutzbestimmungen reduziert, ohne 
gleichzeitig volle arbeitsvertragliche Freiheit einzuführen, entstünde eine systematisch 
nicht stimmige Mischform. 
 



Eine Angleichung an das OR erscheint aus den vorgängig genannten Gründen nicht 
angezeigt. 
 
Besten Dank für die Berücksichtigung unserer Stellungnahme.  
 
Freundliche Grüsse 
 
personalthurgau 
 
 
 
 
Barbara Dätwyler Weber  Pakize Emini, MLaw 
Präsidentin  Leiterin Geschäftsstelle 


